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Altersvorsorge und Rente für Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer

Die komba gewerkschaft setzt sich für eine sichere und gerechte Altersvorsorge der Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer ein. Angesichts wachsender Unsicherheiten in der Rentenpolitik ist eine klare Positionierung not-

wendig. Unsere Mitglieder – insbesondere Beschäftigte im kommunalen öffentlichen Dienst, die in die gesetzli-

che Rentenversicherung einzahlen – verdienen einen Ruhestand in Würde und finanzieller Sicherheit.  

Neben der allgemeinen Teuerung belasten auch steigende Wohn-, Gesundheits- und Pflegekosten die Rentnerin-

nen und Rentner. Viele ältere Menschen müssen einen immer größeren Anteil ihres Einkommens für Grundbe-

dürfnisse aufwenden. Diese Entwicklung erhöht das Risiko von Altersarmut. 

Die Politik muss hier gegensteuern, damit ein würdiges Auskommen im Alter gewährleistet bleibt. 

Dieses Positionspapier informiert über die aktuellen Herausforderungen und formuliert politische Forderungen 

der komba gewerkschaft, um die Alterssicherung für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nachhaltig zu 

stärken. 

Faire Finanzierung der gesetzlichen Rente 

statt weiterer Belastungen 

 

Die gesetzliche Rentenversicherung ist keine 

beliebige Sozialleistung, sondern die von Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmern auf der 

einen und Arbeitgebern auf der anderen Seite 

gemeinschaftlich finanzierte Altersversorgung 

nach dem SGB VI. Konstruktive Rentenpolitik 

muss daher an den Ursachen der Finanzie-

rungsprobleme ansetzen, statt einseitig die 

Versicherten zu belasten. Die komba gewerk-

schaft fordert in diesem Zusammenhang volle 

Transparenz über versicherungsfremde Leis-

tungen in der Rentenkasse und deren Finanzie-

rung durch den Bund. Die Bundesregierung 

muss die tatsächlichen Kosten aller 

versicherungsfremden Leistungen (z. B. für Zei-

ten ohne Beitragszahlungen) aufschlüsseln, 

Empfänger nachweisen und diese Kosten aus 

Steuermitteln tragen. Bislang überweist der 

Bund jährlich eine dreistellige Milliarden-

summe an die Rentenkasse, die aber weitge-

hend der Finanzierung nicht beitragsgedeckter 

Leistungen dienen (etwa Renten für Spätaus-

siedler oder zu DDR-Zeiten, Mütterrenten, Hin-

terbliebenenrenten). Wir schließen uns der For-

derung des Bundesrechnungshofs an, diese 

Leistungen vollständig transparent auszuwei-

sen und vom beitragsfinanzierten Rentenbe-

reich getrennt zu finanzieren. 

Erst wenn klar ist, wie tragfähig die Rentenver-

sicherung mit den vorhandenen Beiträgen 

wirklich ist, können weitere Maßnahmen seriös 
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diskutiert werden. Pauschale Rufe nach Ren-

tenkürzungen oder einem höheren Rentenein-

trittsalter weisen wir entschieden zurück. Die 

derzeit von verschiedenen Interessengruppen 

geforderte Anhebung des gesetzlichen Renten-

eintrittsalters über 67 Jahre lehnt die komba 

gewerkschaft ab. Diese Debatte verkennt die 

eigentlichen Probleme: Statt länger zu arbei-

ten, muss zunächst die Finanzierung der versi-

cherungsfremden Lasten geklärt und von den 

Beitragszahlenden entkoppelt werden. Eine Er-

höhung des Rentenalters würde vor allem die-

jenigen bestrafen, die Jahrzehnte hart gearbei-

tet haben und/oder aus gesundheitlichen 

Gründen kaum länger arbeiten können – das ist 

sozial ungerecht und deshalb inakzeptabel. 

 

Rentenentwicklung an Löhne koppeln –  

Rentenniveau sichern 

 

Die Rentenentwicklung muss auch künftig an 

die Lohnentwicklung gekoppelt bleiben. Als 

Gewerkschaft treten wir dafür ein, dass Rentne-

rinnen und Rentner an der allgemeinen Lohn-

entwicklung teilhaben. Einige Politiker und 

Lobbyisten schlagen vor, die Rentensteigerun-

gen künftig zu drosseln und nur noch einen In-

flationsausgleich zu gewähren. Davor warnen 

wir ausdrücklich: Eine solche Abkopplung vom 

Lohnniveau würde bedeuten, dass das Renten-

niveau schleichend sinkt und der Lebensstan-

dard der Rentnerinnen und Rentner immer 

weiter zurückbleibt. Berechnungen zeigen, 

dass bei reiner Inflationsanpassung das Siche-

rungsniveau deutlich unter die derzeitigen ca. 

48 % des Durchschnittsverdienstes absinken 

würde – Rentnerinnen und Rentner würden 

real Jahr für Jahr ärmer. Dies ist bezogen auf 

eine in der Regel lebenslange Arbeitsleistung 

entwürdigend und ginge im Übrigen nur weiter 

zu Lasten der Sozialkassen. 
 

Gerade die Erfahrung der letzten Jahre bestä-

tigt die Koppelung an die Löhne als richtiges 

Prinzip: Trotz zwischenzeitlich hoher Inflation 

haben die robusten Lohnentwicklungen dazu 

geführt, dass Renten im Juli 2023 steigen konn-

ten. Langfristig wachsen Löhne meist stärker 

als die Inflation (durch Produktivitätsfort-

schritte, Wirtschaftswachstum und Aufholef-

fekte), was den Renten mit Lohnkopplung zu-

gutekommt.  
 

Die komba gewerkschaft setzt sich daher dafür 

ein, das Rentenniveau mindestens bei 48 % zu 

stabilisieren und perspektivisch anzuheben, 

anstatt Rentenanpassungen zu dämpfen. Der 

Generationenvertrag – die aktive Generation fi-

nanziert die Renten der Ausgeschiedenen – 

darf nicht zu Lasten der älteren Generation um-

gedeutet werden. Vielmehr müssen politische 

Lösungen gefunden werden, um das Renten-

system demografiefest zu machen, ohne die 

Rentnerinnen und Rentner von der allgemei-

nen Lohnentwicklung abzuschneiden. Ein le-

bensstandardsicherndes Rentenniveau ist aus 

unserer Sicht auch in Zukunft unverzichtbar. 

 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst: 

Wert erhalten und Lücken schließen 

 

Neben der gesetzlichen Rente bildet die be-

triebliche Zusatzversorgung (VBL und Versor-

gungskassen) eine entscheidende Säule der 
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Alterssicherung für Tarifbeschäftigte im öffent-

lichen Dienst. Je nach Beschäftigungsdauer im 

öffentlichen Dienst kann die VBL-Zusatzrente 

bei Renteneintritt rund 20 % der Gesamtrente 

(gesetzliche Rente + VBL) ausmachen. Proble-

matisch ist jedoch, dass diese Zusatzrente der-

zeit jährlich nur um 1 % dynamisiert wird – un-

abhängig von der tatsächlichen Inflation. Das 

bedeutet: Real sinkt der Wert der Betriebsrente 

Jahr für Jahr, sobald die Inflation über 1 % 

liegt. In den vergangenen Jahren mit deutlich 

höheren Preissteigerungen führte diese starre 

1%-Regelung zu erheblichen Kaufkraftverlus-

ten bei den Betriebsrenten. 
 

Diese Situation empfinden viele unserer Mit-

glieder als eklatant ungerecht. Zum einen stellt 

die aktuelle VBL-Regelung eine massive Ver-

schlechterung gegenüber der früheren Versor-

gung dar: Bis 2001 galt für Tarifbeschäftigte ein 

Gesamtversorgungssystem. Mit der Umstellung 

auf das Punktesystem 2002 wurde die Zusatz-

versorgung drastisch beschnitten, wodurch die 

Renten der Tarifbeschäftigten niedriger ausfal-

len. Die starre 1%-Dynamisierung lässt diese 

Lücke jedes Jahr weiteranwachsen. Die Gefahr 

von Altersarmut steigt somit für langjährig im 

öffentlichen Dienst Beschäftigte, obwohl sie 

jahrzehntelang Beiträge in beide Systeme ge-

leistet haben. 
 

Daher fordern wir, die Betriebsrenten dringend 

werterhaltend zu dynamisieren und zu opti-

mieren. Konkret heißt das: Die jährliche Anpas-

sung der Zusatzversorgung muss deutlich über 

1 % liegen – idealerweise sich an der Preis- 

oder Lohnentwicklung orientieren –, damit die 

Kaufkraft der Betriebsrenten gesichert bleibt. 
 

Die komba gewerkschaft im dbb beamtenbund 

und tarifunion hat diese Problematik bereits 

gegenüber der Arbeitgeberseite angesprochen. 

Wir werden uns auch weiterhin dafür einsetzen, 

im Rahmen von Tarifverhandlungen Verbesse-

rungen bei der Zusatzversorgung zu erreichen. 

Dabei ist uns bewusst, dass jede Leistungsver-

besserung finanziert werden muss. Ein einseiti-

ges Abwälzen der Kosten auf die Beschäftigten 

lehnen wir strikt ab. Sollte die Dynamisierung 

der VBL-Renten erhöht werden, darf dies nicht 

durch Leistungskürzungen an anderer Stelle 

oder allein durch höhere Arbeitnehmerbeiträge 

„gegenfinanziert“ werden – hier ist vielmehr 

die Arbeitgeberseite gefordert, ihren Anteil zur 

Stärkung der Zusatzversorgung zu leisten. Ver-

suche der Arbeitgeber, unter Verweis auf de-

mografische Herausforderungen Verschlechte-

rungen im Leistungsrecht durchzusetzen oder 

ihren Finanzbeitrag zu verringern, sind nicht 

akzeptabel. Der dbb und die komba gewerk-

schaft haben hierzu bereits in der Vergangen-

heit Vorschläge gemacht und sich zu ergebnis-

offenen Gesprächen bereit gezeigt. Leider lie-

gen die Positionen der Tarifvertragsparteien 

hier seit längerem weit auseinander. Wir appel-

lieren an die Arbeitgeber, konstruktiv mit uns 

nach Lösungen zu suchen – im Interesse der 

Beschäftigten, die auf eine verlässliche Zusatz-

rente angewiesen sind. 
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Zusätzliche Versorgung steuerfrei stellen 
 

Warum sind zusätzliche Vorsorgeaufwendun-

gen neben der gesetzlichen Rente nicht steuer-

frei? Der Gesetzgeber könnte hier gezielt An-

reize setzen und damit die private Altersvor-

sorge deutlich stärken. Ob betriebliche Zusatz-

versorgung, Entgeltumwandlung oder Riester-

Rente – alle Modelle unterliegen der nachgela-

gerten Besteuerung und verlieren dadurch ei-

nen spürbaren Teil ihrer Wirkung. Eine steuerli-

che Entlastung wäre ein klares Signal und zu-

gleich ein zielgerichtetes Instrument, ohne 

pauschale Steuersubventionen nach dem Gieß-

kannenprinzip. 

 

Fazit und Forderungen 

 

Zusammenfassend fordert die komba gewerk-

schaft entschlossene Schritte für eine gerechte 

Alterssicherung der Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer. Unsere zentralen Forderungen 

lauten: 
 

• Transparente Finanzierung:  

Versicherungsfremde Leistungen in der Ren-

tenversicherung müssen vom Bund durch 

Steuern finanziert und separat ausgewiesen 

werden. Die Rentenkasse darf nicht länger für 

sachfremde Ausgaben belastet werden, da dies 

die Beitragszahlenden einseitig benachteiligt. 
 

• Kein höheres Rentenalter:  

Wir lehnen eine weitere Erhöhung des Renten- 

eintrittsalters über 67 Jahre strikt ab. Statt die 

Lebensarbeitszeit weiter auszudehnen, müssen 

zunächst strukturelle Finanzierungsprobleme 

gelöst werden. Die Gesundheit und Lebensleis-

tung der Beschäftigten gebietet es, dass der 

wohlverdiente Ruhestand nicht immer weiter 

in die Ferne rückt.  
 

• Rentenanpassung nach Löhnen:  

Die Rentenanpassung muss weiterhin an der 

Lohnentwicklung orientiert bleiben. Eine Kop-

pelung nur an die Inflation wird abgelehnt, da 

sie zu einem Absinken des Rentenniveaus füh-

ren würde. Das Rentenniveau ist mindestens 

auf dem heutigen Stand von rund 48 % des 

Durchschnittsverdienstes zu sichern und lang-

fristig anzuheben, damit Rentnerinnen und 

Rentner angemessen am Wohlstand teilhaben. 
 

• Stärkung der Zusatzversorgung:  

Die Betriebsrenten im öffentlichen Dienst (VBL) 

müssen werterhaltend dynamisiert werden. 

Die starre 1%-Regel gehört auf den Prüfstan. 

Ziel muss eine Anpassung sein, die Kaufkraft-

verluste verhindert. Eine bessere Dynamisie-

rung darf jedoch nicht durch Leistungskürzun-

gen oder höhere Arbeitnehmerbeiträge erkauft 

werden. Die Arbeitgeber sind in der Verantwor-

tung, die Zusatzversorgung finanziell nachhal-

tig zu stützen. 

 

• Stärkung der privaten Rentenvorsorge 

durch Wegfall der nachgelagerten Versteue-

rung. 

Weitere Informationen: 

www.komba.de 


